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BMF: neues BMF-Schreiben zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung bzw. Übertragung von 
Vermögensbeteiligungen ab 2024 (§ 3 Nr. 39, § 19a EStG)
Die vergünstigte Übertragung von Vermögensbeteiligungen an eigene Beschäftigte erfreut sich bei Arbeitge-
bern zunehmender Beliebtheit. Ziel dieser besonderen Art der Vergütung ist es, dass Mitarbeitende nicht nur 
von ihrem regulären Arbeitslohn, sondern auch durch eine Kapitalbeteiligung vom wirtschaftlichen Erfolg des 
Unternehmens profitieren. Seit Inkrafttreten des Zukunftsfinanzierungsgesetzes sind einige Änderungen bei 
der lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung bzw. Übertragung von Vermögensbeteiligungen zu beachten, 
welche bereits ab dem Jahr 2024 greifen. Am 1. Juni 2024 hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) auf 
diese Änderungen reagiert und ein aktualisiertes Schreiben zur Anwendung des Steuerfreibetrages gemäß § 3 
Nr. 39 EStG und der aufgeschobenen Besteuerung gemäß § 19a EStG im lohnsteuerlichen Bereich veröffentlicht. 
Ersetzt wird damit das BMF-Schreiben vom 16. November 2021.

Ziel des neuen BMF-Schreibens ist es, klare Rahmenbedingungen zu schaffen, die den steuerlichen Umgang 
mit Vermögensbeteiligungen regeln. Es soll Unsicherheiten bei der Bewertung von Vermögensbeteiligungen 
und deren Einfluss auf die Lohnbesteuerung beseitigen und Unternehmen sowie Arbeitnehmenden mehr Pla-
nungssicherheit bieten. Um diese Vergütungsbestandteile auch im Rahmen von internationalen Entsendungen 
gewinnbringend einzusetzen, ist es entscheidend, die steuerlichen Rahmenbedingungen und deren Auswirkun-
gen auf diese Vergütungsarten im internationalen Kontext zu verstehen.

Zunächst werden vom BMF daher einige Details zum Freibetrag für Kapitalbeteiligungen für Mitarbeitende 
erläutert. Durch die Erhöhung dieses Freibetrags ab 2024 von 1.440 auf nun 2.000 EUR steigt die Attraktivität 
von Beteiligungsprogrammen weiter an. Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Freibetrages ist weiter-
hin, dass die Beteiligung allen Arbeitnehmenden offensteht, die im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Angebots 
seit mindestens einem Jahr oder länger ununterbrochen in einem Arbeitsverhältnis stehen. Nicht einbezogen 
werden müssen hingegen Arbeitnehmende, die an ein inländisches oder ausländisches Unternehmen entsandt 
sind. Sofern diese allerdings auch vom Angebot umfasst werden und hieraus einen geldwerten Vorteil beziehen, 
ist der Freibetrag ebenfalls abziehbar – dies gilt unabhängig davon, ob der Arbeitnehmende unbeschränkt oder 
beschränkt steuerpflichtig ist. Ob der geldwerte Vorteil in Deutschland tatsächlich steuerpflichtig oder (anteilig) 
steuerfrei ist, ist nach den allgemeinen Kriterien zu beurteilen. Auch die Bewertung des Wertes der übertra-
genen Beteiligung erfolgt unverändert mit dem gemeinen Wert, ermittelt anhand der Vorschriften des Bewer-
tungsgesetzes.

Deutlich umfassender sind die Änderungen bei der nachgelagerten Besteuerung gemäß § 19a EStG. Diese 
ermöglicht es Start-ups und kleinen Unternehmen, ihren Mitarbeitenden Vermögensbeteiligungen ohne sofor-
tige Steuerbelastung zu überlassen, sofern das Unternehmen nicht älter als 20 Jahre ist und bestimmte, neuer-
dings deutlich erhöhte Schwellenwerte nicht überschreitet. Demnach erfolgt die Besteuerung des geldwerten 
Vorteils aus der Übertragung von Vermögensbeteiligungen erst mit Veräußerung oder unentgeltlicher Übertra-
gung der Beteiligung, spätestens jedoch nach 15 (statt bisher zwölf) Jahren oder bei Beendigung des Dienstver-
hältnisses. Im Zusammenhang mit ins Ausland versetzten Arbeitnehmenden ist zu beachten, dass weder die 
Aufgabe der unbeschränkten Steuerpflicht noch die Verlagerung der Ansässigkeit im Sinne des Doppelbesteue-
rungsabkommens ins Ausland eine Besteuerung auslösen, sofern nicht zeitgleich eine der weiteren Kriterien für 
eine Besteuerung eintritt.

Sofern der Arbeitgeber die Haftung für die Lohnsteuer übernimmt und dies unwiderruflich erklärt, entfällt die 
Besteuerung sowohl bei Ablauf der verlängerten Haltedauer von 15 Jahren als auch bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses. Erst bei einer späteren entgeltlichen oder unentgeltlichen Übertragung findet die Besteuerung 
statt. Falls der Arbeitgeber die Lohnsteuer bei Beendigung der Beschäftigung übernimmt, führt diese Steuerü-
bernahme anders als bei den bekannten Nettolohnvereinbarungen nicht zu einem weiteren geldwerten Vorteil. 
Diese Regelungen zur nachgelagerten Besteuerung greifen auch bereits für Vermögensbeteiligungen, die schon 
vor 2024 übertragen wurden.
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BMF: Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG
Die Finanzverwaltung hat mit Schreiben vom 15. Juli 2024 die Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteu-
erung nach § 6 Außensteuergesetz (AStG) bekannt gegeben. In dem BMF-Schreiben werden Vordruckmus-
ter zu § 6 Abs. 7 AStG (alte Fassung, die bis zum 30. Juni 2021 galt) als auch zu § 6 Abs. 5 AStG (neue Fassung, 
die ab dem 1. Juli 2021 in Kraft trat) zuzüglich der jeweiligen Erläuterungen veröffentlicht. Für Tatbestände nach 
§ 6 Abs. 1 AStG a.F., die bis einschließlich 31. Dezember 2021 verwirklicht wurden, ist dementsprechend der 
Vordruck für die alte Fassung zu verwenden, für alle ab dem 1. Januar 2022 verwirklichten Tatbestände dagegen 
der neue Vordruck.

Die Mitteilungspflicht bei Vorliegen einer Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG bezieht sich unter anderem auf 
Konstellationen, bei denen Steuerpflichtige in den letzten fünf Jahren mindestens zu einem Prozent an einer 
Kapitalgesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt waren (sog. wesentliche Beteiligung) und ihren Wohnsitz 
ins Ausland verlegen oder deren steuerliche Ansässigkeit nach einem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) 
sich ins Ausland verlagert.

Seit einer Gesetzesänderung im Sommer 2021 wurden die Regelungen zur Wegzugsbesteuerung entschei-
dend geändert. § 6 AStG ergänzt § 17 EStG und soll eine Besteuerung unter anderem bei Beendigung der unbe-
schränkten Steuerpflicht bewirken. Anders als der Begriff „Wegzugsbesteuerung“ vermuten lässt, ist der Tatbe-
stand des § 6 AStG darüber hinaus aber auch in folgenden Fällen erfüllt:

	• Übergang von Anteilen aufgrund von Tod oder Schenkung auf eine nicht in Deutschland unbeschränkt steuer-
pflichtige Person.

	• Einlage der Anteile in einen Betrieb oder eine Betriebsstätte in einem ausländischen Staat.

	• Deutschland kann aus einem anderen Grund die künftigen Gewinne aus der Veräußerung der Beteiligung 
nicht mehr besteuern (z.B. durch Verlagerung des Lebensmittelpunktes ins DBA-Ausland).

Voraussetzung ist grundsätzlich, dass die steuerpflichtige Person in den letzten zwölf Jahren mindestens sieben 
Jahre in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig war und eine wesentliche Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft besaß. Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um eine deutsche oder ausländische Kapitalgesellschaft 
handelt. Erfolgt der Wegzug dagegen nur vorübergehend, kann die Wegzugsbesteuerung entfallen.

Durch diese Regelung soll sichergestellt werden, dass stille Reserven, die eine steuerpflichtige Person in einer 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft hält, der Besteuerung in Deutschland nicht entzogen werden. Treten die 
Voraussetzungen der Wegzugsbesteuerung ein, müssen unbeschränkt Steuerpflichtige den Vermögenszuwachs 
ihrer im Privatvermögen gehaltenen wesentlichen Beteiligungen an inländischen oder ausländischen Kapitalge-
sellschaften auch ohne Veräußerung nach den Grundsätzen des § 17 EStG versteuern.
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Fazit
Das neue BMF-Schreiben erleichtert es sowohl national als auch international tätigen Mitar-
beitenden, steuerliche Vorteile aus Unternehmensbeteiligungen zu erkennen. Die Anhebung 
des Freibetrags und der erweiterte Steueraufschub bieten erhebliche finanzielle Vorteile und 
tragen zur stärkeren Bindung und Motivation der Mitarbeitenden bei. Besonders für internatio-
nal tätige Mitarbeitende werden durch die neuen Regelungen flexible und steuerlich vorteilhafte 
Beteiligungsmodelle ermöglicht, was ihre Mobilität und ihren Einsatz im globalen Konzernver-
bund fördert.
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Die Mitteilung eines solchen meldepflichtigen Ereignisses ist innerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen 
Ereignis an das zuständige Finanzamt zu übersenden. Grundsätzlich hat die Mitteilung elektronisch zu erfolgen. 
Auf Antrag kann die Finanzbehörde aber zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine elektronische Übermittlung 
verzichten. Dann ist die Mitteilung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und von der steuer-
pflichtigen Person eigenhändig zu unterschreiben. 

Wachstumsinitiative: Special Tax Regime für Deutschland?
Um dem Wirtschaftsstandort Deutschland mehr Dynamik zu verleihen und das Wirtschaftswachstum zu 
erhöhen, hat die Bundesregierung am 5. Juli 2024 mit der Wachstumsinitiative ein entsprechendes Maßnahmen-
paket vorgestellt und am 17. Juli 2024 beschlossen. Darin enthalten ist u.a. die Absicht, dem Fachkräftemangel 
durch die Einführung von steuerlichen Anreizen für speziell qualifizierte Fachkräfte aus dem Ausland entgegen-
zuwirken.

Konkret sieht die Wachstumsinitiative vor, dass neu zugewanderte Fachkräfte aus dem Ausland in den ersten 
drei Jahren einen pauschalen Prozentsatz von 30, 20 bzw. 10 Prozent vom Bruttoarbeitslohn steuerfrei stellen 
können. Als Voraussetzung für die pauschale Steuerbefreiung sollen eine Unter- sowie eine Obergrenze für 
den Bruttoarbeitslohn bestimmt werden. Es ist geplant, dass die Maßnahme nach fünf Jahren überprüft bzw. 
bewertet wird.

Mit der Einführung einer steuerlichen Förderung von ausländischen Fachkräften würde Deutschland in Anleh-
nung an ähnliche Regelungen in anderen europäischen Ländern, wie z.B. dem sogenannten 30%-Ruling in den 
Niederlanden, ein sogenanntes Special Tax Regime einführen. Im europäischen Ausland selbst gibt es derzeit 
zum Teil einen Trend, die steuerliche Förderung für ausländische Fachkräfte zu reduzieren. So erfolgt in den Nie-
derlanden nach den ersten 20 Monaten ab dem 1. Januar 2024 eine Absenkung der steuerlichen Förderung im 
Rahmen des niederländischen Special Tax Regime für Neuanträge. Zudem hat Belgien sein bisheriges Expat Tax 
Regime zum 1. Januar 2024 abgeschafft. Zwar wurde zuvor ein neues Tax Regime in Belgien eingeführt, jedoch 
fallen aufgrund der neu eingeführten Einkommensgrenzen deutlich weniger ausländische Expatriates hierun-
ter als zuvor. Aktuell ist jedoch noch unklar, ob die deutschen Steueranreize letztendlich generöser ausfallen 
werden verglichen mit den Modellen anderer europäischen Länder, da die genauen Anwendungsvoraussetzun-
gen noch nicht bekannt sind. 

Weitere steuerliche Anreize bzw. Maßnahmen für Inländer wie z.B. zur Vermeidung der kalten Progression, Steu-
ererleichterungen für Mehrarbeit oder zur Stärkung der Frauenerwerbstätigkeit sind ebenfalls geplant.
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Fazit
Die Vordrucke zur Anwendung der Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG sollen die Erfüllung der 
Mitteilungspflicht bei meldepflichtigen Ereignissen sicherstellen. Dabei hat die Finanzverwaltung 
zu den Vordrucken ausführliche Erläuterungen als Hilfestellung beigefügt. Die Wegzugsbesteue-
rung und damit die Mitteilungspflicht nach § 6 Abs. 7 AStG a.F. bzw. § 6 Abs. 5 AStG ist für steu-
erpflichtige Personen, die ins Ausland entsandt werden oder dauerhaft im Ausland arbeiten und 
ihren Wohnsitz in Deutschland aufgeben, von großer Bedeutung, falls eine wesentliche Beteili-
gung vorliegt. Dabei ist zu beachten, dass bei Verwirklichung des § 6 AStG Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb vorliegen und gerade keine Einkünfte aus Kapitalvermögen.

Fazit
Für globale Arbeitgeber, die regelmäßig auf Entsendungen oder Versetzungen von ausländi-
schen Arbeitnehmenden nach Deutschland angewiesen sind, wäre die Einführung des Special 
Tax Regime sicherlich zu begrüßen. Ob und wann die Maßnahmen tatsächlich umgesetzt 
werden oder ob die bereits geäußerten Zweifel, dass die steuerliche Förderung von ausländi-
schen Fachkräften im Widerspruch zum in der Verfassung verankerten Gleichheitsgrundsatz 
steht, zutreffend sind, bleibt abzuwarten.



Das Homeoffice der Arbeitnehmenden als ertragsteuerliche Betriebsstätte des Arbeitgebers
Im Zuge der modernen Arbeitswelt und durch die Corona-Pandemie wurde das Homeoffice zu einer festen 
Konstante im Berufsleben und wirft insbesondere im grenzüberschreitenden Kontext neue Fragestellungen 
auf. Nach den §§ 12 und 13 Abgabenordnung (AO) kann die Homeoffice-Tätigkeit im Inland eine ertragsteuerli-
che Betriebsstätte bzw. einen ständigen Vertreter und somit eine beschränkte Steuerpflicht inklusive weiterer 
Compliance-Verpflichtungen begründen. Besteht zwischen Deutschland und dem Ausland ein Doppelbesteue-
rungsabkommen, ist zudem die abkommensrechtliche Definition einschlägig. Es ist allerdings zu beachten, dass 
die abkommensrechtliche Auslegung nicht zwingend mit den §§ 12, 13 AO bzw. den lokalen länderspezifischen 
Auslegungen identisch sein muss. Sowohl § 12 Satz 1 AO als auch Art.  5 Abs.  1 OECD-MA haben neben ihrem 
ähnlichen Wortlaut gemein, dass sie eine hinreichende Verfügungsmacht des Steuerpflichtigen über die feste 
Geschäftseinrichtung (hier das Homeoffice) voraussetzen.

Update des Anwendungserlass zur Abgabenordung (AEAO)
In seiner ständigen Rechtsprechung lehnte der Bundesfinanzhof (BFH) bisher das Homeoffice von Arbeitneh-
menden als feste Geschäftseinrichtungs-Betriebsstätte des Arbeitgebers im Sinne des § 12 Satz 1 AO regel-
mäßig mit der Begründung ab, dass Letzterer eben keine hinreichende Verfügungsmacht über die privaten 
Räumlichkeiten der Arbeitnehmenden innehabe. Nur in einigen wenigen Ausnahmefällen bejahte der BFH eine 
hinreichende Verfügungsmacht.

Aus OECD-Sicht kann eine Verfügungsmacht des Arbeitgebers abgeleitet werden, wenn das Homeoffice kontinu-
ierlich genutzt wird und aus den Tatsachen und Umständen hervorgeht, dass das Unternehmen verlangt, dieses 
zu nutzen (beispielsweise durch fehlende Bereitstellung eines alternativen Arbeitsplatzes), vgl. OECD-Muster-
kommentar 2017 zu Art. 5, Textziffer 18.

Mit Schreiben vom 5. Februar 2024 zur Änderung der AEAO nimmt nun auch das Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) erstmals Stellung zum § 12 AO und Art.5 Abs. 1 OECD-MA mit Blick auf das Homeoffice. 
Demnach soll die Tätigkeit von Arbeitnehmenden aus dem Homeoffice heraus mangels hinreichender Verfü-
gungsmacht regelmäßig keine Betriebsstätte begründen. Dies solle auch gelten bei:

	• Der Übernahme der Kosten für das Homeoffice und dessen Ausstattung durch den Arbeitgeber.

	• Dem Abschluss eines Mietvertrages über häusliche Räume zwischen Arbeitnehmenden und Arbeitgeber (als 
Vermieter); Ausnahme: Der Arbeitgeber ist tatsächlich befugt, die Räume anderweitig zu nutzen.

	• Fällen, in denen Arbeitnehmenden kein anderer Arbeitsplatz durch den Arbeitgeber zur Verfügung gestellt 
wird.

Dies will die Finanzverwaltung offenbar nur für „einfache“ Angestelltenverhältnisse gelten lassen. Liegt nämlich 
eine Leitungsfunktion vor, so könne diese dem Unternehmen eine Verfügungsmacht vermitteln. Dabei versäumt 
das BMF jedoch, zu definieren, wann Arbeitnehmende eine Leitungsfunktion innehaben.

Auf das Kriterium der Verfügungsmacht ist nur abzustellen, wenn eine Geschäftsleitungsbetriebsstätte im 
Sinne des § 12 Satz 1 Nr. 1 AO bereits verneint werden kann. Eine solche liegt vor, wenn der Ort (beispielsweise 
ein häusliches Arbeitszimmer) den Mittelpunkt der Geschäftsleitung (§ 10 AO) darstellt. Eine Verfügungsmacht 
verlangt die Geschäftsleitungsbetriebsstätte grundsätzlich nicht. Es ist zu beachten, dass diese darüber hinaus 
eine unbeschränkte Körperschaftssteuerpflicht des Unternehmens im anderen Staat begründen kann.
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BMF: Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer bei beschränkt steuerpflichtigen 
EU-/EWR-Bürgern mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz
Nach § 50 Abs. 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ist die Einkommensteuer auf den Arbeitslohn für 
in Deutschland lediglich beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmende durch den Lohnsteuerabzug abgegolten. 
Eine Abgabe einer Steuererklärung ist insoweit nicht erforderlich. Aus Sicht der Steuerpflichtigen ist die Abgel-
tungswirkung aber nur dann zu begrüßen, wenn die Lohnsteuer zutreffend ermittelt wurde. Gerade in den fol-
genden Fällen ist jedoch davon auszugehen, dass der Steuerabzug zu hoch ausfällt:

	• Der Arbeitslohn ist teilweise in Deutschland aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens von der Besteu-
erung auszunehmen.

	• Der steuerpflichtigen Person entstehen hohe Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Arbeitslohn, die als 
Werbungskosten zu berücksichtigen sind.

Daher sieht der Gesetzgeber die Möglichkeit der freiwilligen Veranlagung zur beschränkten Steuerpflicht vor, 
nach § 50 Abs. 2 Satz 7 EStG jedoch nur für Staatsangehörige eines EU- bzw. EWR-Staates, die in einem EU-/
EWR-Staat ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Im Rahmen der Antragsveranlagung können 
dann beispielsweise Arbeitstage freigestellt oder ein Werbungskostenabzug beantragt werden. Zu beachten ist 
jedoch, dass bei einer freiwilligen Veranlagung die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Ein-
künfte dem sogenannten Progressionsvorbehalt unterliegen und sich somit auf die Höhe der Steuerbelastung 
auswirken.

Durch das BMF-Schreiben „Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer bei beschränkt Steuerpflichtigen 
gemäß § 50 Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 Buchstabe b in Verbindung mit Satz 7 Einkommensteuergesetz“ vom 5. August 
2024 hat die Finanzverwaltung als Reaktion auf ein EuGH-Urteil vom 30. Mai 2024 nun entschieden, dass eine 
Antragsveranlagung auch für EU-/EWR-Staatsbürger infrage kommt, sofern diese ihren Wohnsitz bzw. gewöhnli-
chen Aufenthalt in der Schweiz haben.
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Fazit
Für Zwecke der Rechtssicherheit sind die Ausführungen des BMF weitgehend begrüßenswert – 
zumindest aus deutscher Sicht und somit für alle Inbound-Fälle. Bei Outbound-Fällen hingegen 
gilt weiterhin, Qualifikationskonflikte frühzeitig zu identifizieren, um etwaige Doppelbesteue-
rungsrisiken zu vermeiden. Denn während Deutschland weiterhin hohe Anforderungen an die 
Verfügungsmacht stellt und ggf. dann die Freistellung der Betriebsstätteneinkünfte ablehnt, 
genügt in einigen Ländern bereits eine faktische Verfügungsmacht für die Begründung einer 
Betriebsstätte. 

Vorsicht ist zudem geboten bei Angestellten mit Vertretungsvollmacht bzw. Zeichnungsberechti-
gungen und bei solchen, die regelmäßig eine aktive Rolle bei Vertragsverhandlungen einnehmen 
(bspw. im Vertrieb). Ähnlich wie bei der Geschäftsleitungsbetriebsstätte setzt ein ständiger Ver-
treter nach § 13 AO bzw. die Vertreterbetriebsstätte nach. Art. 5 Abs. 5 OECD-MA keine Verfü-
gungsmacht über etwaige Räumlichkeiten voraus.



BFH-Urteil III R 27/22 vom 25. April 2024: Begrenzung der rückwirkenden Auszahlung festgesetzten 
Kindergeldes auf sechs Monate
Am 25. April 2024 hat der Bundesfinanzhof (BFH) ein wichtiges Urteil zur Begrenzung der rückwirkenden Aus-
zahlung von festgesetztem Kindergeld gefällt. Das Urteil bestätigt, dass die rückwirkende Auszahlung von Kin-
dergeld auf maximal sechs Monate vor der Antragstellung beschränkt bleibt. Diese Entscheidung basiert auf 
der Anwendung des § 70 Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG), der diese zeitliche Begrenzung 
festlegt.

Bedeutung des § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG
Für Kindergeldanträge, die nach dem 18. Juli 2019 eingehen (§ 52 Abs. 50 Satz 1 EStG) kommt § 70 Abs. 1 Satz 2 
EStG zur Anwendung und legt fest, dass die Auszahlung von festgesetztem Kindergeld nur für die letzten sechs 
Monate vor Beginn des Monats, in dem der Antrag auf Kindergeld eingegangen ist (Ausschlussfrist), erfolgt. 
Diese Regelung begrenzt die Rückwirkung von Kindergeldzahlungen und soll verhindern, dass Eltern über einen 
längeren Zeitraum rückwirkende Zahlungen in Anspruch nehmen können. Der Gesetzgeber verfolgt hiermit das 
Ziel, Verwaltungseffizienz sicherzustellen und die Finanzämter vor unverhältnismäßig hohem Nachbearbeitungs-
aufwand zu schützen.

Entscheidung des BFH
Der BFH bestätigte in seinem Urteil vom 25. April 2024, dass auch bei festgesetztem Kindergeld die Rückzah-
lung auf die letzten sechs Monate vor der Antragstellung begrenzt ist. Der Kläger hatte argumentiert, dass hin-
sichtlich der Sechsmonatsfrist nicht auf den Zeitpunkt der Antragsstellung, sondern auf den Zeitpunkt der Ent-
stehung des Kindergeldanspruchs abzustellen ist. Der BFH stützte sich dabei auf den Wortlaut von § 70 Abs. 1 
Satz 2 EStG, der diese zeitliche Begrenzung ab Antragsstellung ausdrücklich vorsieht. Das Gericht führte zudem 
aus, dass der Gesetzgeber diese Regelung bewusst eingeführt hat, um sowohl Rechtssicherheit zu schaffen 
als auch die Verwaltungskosten im Griff zu halten. Die Begrenzung der rückwirkenden Auszahlung von Kinder-
geld sei rechtmäßig und verstoße nicht gegen eine Vertrauensschutzregelung. Auch verstößt die Regelung nicht 
gegen verfassungsrechtliche Bedenken.
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Fazit
Bereits im Jahr 2013 hatte die Finanzverwaltung mit ihrem Schreiben vom 16. September 2013 
nach einem entsprechenden Urteil des EuGH die Anwendung des Splittingverfahrens sowie 
die Anwendung des Sonderausgabenabzugs für Unterhalts- und Ausgleichszahlungen auf EU-/
EWR-Staatsangehörige und Leistungsempfänger bzw. ausgleichsberechtigte Personen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz ausgeweitet. Die nun auch erfolgte 
Ausweitung der Anwendung der Antragsveranlagung für beschränkt Steuerpflichtige ist nicht 
zuletzt auch deshalb zu begrüßen, weil es in der Praxis nicht selten vorkommt, dass im Inland 
beschränkt steuerpflichtige EU-/EWR-Staatsbürger mit Wohnsitz in der Schweiz einem zu hohen 
Lohnsteuerabzug unterliegen, wenn dem inländischen zum Lohnsteuerabzug verpflichteten 
Arbeitgeber zum Beispiel die Arbeitstage außerhalb Deutschland nicht vollständig vorliegen. 
Dem Steuerpflichtigen wird nun in Ergänzung zum Lohnsteuererstattungsantrag eine weitere 
und in der Regel einfachere Korrekturmöglichkeit an die Hand gegeben.

Zwar ist bei der Antragsveranlagung die bereits angesprochene Progressionswirkung der nicht 
der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte zu beachten, allerdings dürfte sich 
diese nach Einführung der Anwendung der Tagestabelle auf Arbeitslohn, der im Inland ledig-
lich tageweise der Steuerpflicht unterliegt gem. R 39b.5 Abs. 2 Satz 3 und 4 LStR, nicht mehr 
zwingend zu einer geringeren Steuererstattung gegenüber dem Lohnsteuererstattungsantrag 
führen.



Fazit
Das BFH-Urteil vom 25. April 2024 bringt Rechtssicherheit und bestätigt die bisherige Praxis der 
Begrenzung der rückwirkenden Auszahlung von Kindergeld. Für Eltern bedeutet dies, dass sie 
sich ihrer Verantwortung bewusst sein und ihre Ansprüche frühzeitig anmelden müssen, um 
den vollen Leistungsumfang zu erhalten. Es ist daher notwendig, dass ein inländischer Kinder-
geldanspruch unverzüglich geprüft und eine zügige Antragsstellung vorgenommen wird, sofern 
ein Anspruch besteht.

Zweites Jahressteuergesetz 2024 („Steuerfortentwicklungsgesetz“): Überführung der Steuerklassen 
III/V in das Faktorverfahren
Am 10. Juli 2024 hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) einen Referentenentwurf für ein zweites Jahres-
steuergesetz 2024 ( JStG 2024 II) an die Verbände zur Stellungnahme versendet, dessen Inhalte in den am 24. Juli 
2024 verabschiedeten Regierungsentwurf des nun umbenannten „Steuerfortentwicklungsgesetzes“ (SteFeG) 
eingeflossen sind. Hierin enthalten ist u.a. die Einführung eines neuen Faktorverfahrens als Ersatz für die Steu-
erklassenkombination III/V. Außerdem gibt es mit dem Entwurf für ein „Gesetz zur steuerlichen Freistellung des 
Existenzminimums 2024“ ein zweites Gesetzgebungsverfahren, durch welchen der Grundfreibetrag sowie der 
Kinderfreibetrag für 2024 angehoben werden sollen.

Überführung der Steuerklassen III/V in das Faktorverfahren
Das im SteFeG enthaltene neue Faktorenverfahren soll mit Wirkung zum 1. Januar 2030 eingeführt werden und 
u.a. die Steuerklassenkombination III/V ersetzen.

Das Bundeszentralamt für Steuern wird zum 1. Oktober 2029 für Ehegatten, die zum 30. September 2029 in die 
Steuerklassen III/V eingereiht sind, einen Faktor ermitteln. Dabei erfolgt die Ermittlung des Faktors automati-
siert auf Basis der Daten aus den Lohnsteuerbescheinigungen für das vorangegangene Jahr. Der Faktor wird so 
berechnet, dass die Lohnsteuer, die während des Jahres einbehalten wird, möglichst genau der tatsächlichen 
Steuerlast entspricht. Dieser individuelle Faktor in Verbindung mit der Steuerklasse IV wird vom Finanzamt in 
der ELStAM-Datenbank als Lohnsteuerabzugsmerkmal beider Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner einge-
tragen und für die Arbeitgeber zur Verfügung gestellt.

Weitere Neuregelungen des Regierungsentwurfes
Darüber hinaus enthält der Gesetzesentwurf für das SteFeG (bzw. der Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen 
Freistellung des Existenzminimums 2024) u.a. die folgenden für Arbeitnehmende relevanten Neuregelungen:

	• Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags um 180 EUR auf 11.784 EUR für das 
Jahr 2024, um 300 EUR auf 12.084 EUR im Jahr 2025 und ab 2026 Anhebung um 252 EUR auf 12.336 EUR sowie 
Anpassung der übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die Veranlagungszeiträume 2025 und 2026 
(mit Ausnahme der „Reichensteuer“), um der kalten Progression entgegenzuwirken.

	• Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrages für den Veranlagungszeitraum 2024 auf 6.612 EUR (für beide 
Elternteile zusammen), für den Veranlagungszeitraum 2025 auf 6.672 EUR und ab dem Veranlagungszeitraum 
2026 auf 6.828 EUR, erstmals anzuwenden beim Lohnsteuerabzug vom laufenden Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 30. November 2024 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die 
nach dem 30. November 2024 zufließen.

	• Abschaffung der Kürzung des Kinderfreibetrages für Kinder mit Wohnsitz in einem anderen EU-/EWR-Mit-
gliedsstaat (analog jüngster EuGH-Rechtsprechung).

	• Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag analog den Änderungen beim Einkommensteuertarif für 
zusammen veranlagte Steuerpflichtige auf 39.900 EUR im Jahr 2025 und auf 40.700 EUR im Jahr 2026 sowie für 
allein veranlagte auf 19.950 EUR 2025 und auf 20.350 EUR 2026.
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	• Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 auf 255 EUR monatlich sowie auf 259 EUR für 2026 sowie 
Einführung eines Automatismus zur regelmäßigen Anpassung des Kindergeldes analog der prozentualen Ent-
wicklung des Kinderfreibetrages.

BMF: Steuerbefreiung von Auslandszuschlägen und Kaufkraftausgleich zum 1. Juli 2024
Wer für einen begrenzten Zeitraum ins Ausland entsandt wird, erhält von seinem Arbeitgeber oft einen Kauf-
kraftausgleich, um die höheren Lebenshaltungskosten bei einem Auslandsaufenthalt auszugleichen. Inwie-
weit dieser Zuschlag steuer- und sozialversicherungsfrei ist, richtet sich nach § 3 Nr. 64 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG). Hierfür hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) eine aktualisierte Gesamtübersicht 
der Kaufkraftzuschläge mit Schreiben vom 10. Juli 2024 veröffentlicht. Die Höhe wird vierteljährlich neu bekannt 
gegeben.

Neben Arbeitnehmenden im öffentlichen Dienst werden von § 3 Nr. 64 EStG auch Arbeitnehmende der Pri-
vatwirtschaft umfasst. Voraussetzung für Letztere ist, dass die im Ausland tätigen Mitarbeitenden für einen 
begrenzten Zeitraum einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland begründen. Dies ist anzuneh-
men, falls der Auslandsaufenthalt sechs Monate überschreitet und die Rückkehr vorgesehen ist. Falls die Arbeit-
nehmenden aber tatsächlich nicht zurückkehren, ist dies unerheblich. Der Kaufkraftausgleich muss darüber 
hinaus zusätzlich gezahlt werden; eine teilweise Gehaltsumwandlung ist nicht möglich.

Die Höhe der Steuerfreiheit des Kaufkraftausgleichs bestimmt sich nach den Sätzen des Kaufkraftausgleichs zu 
den Auslandsdienstbezügen im öffentlichen Dienst. Für ein Land, das nicht von einer Vertretung der Bundesre-
publik Deutschland erfasst wird, kann der Zuschlagsatz angewendet werden, der für einen vergleichbaren kon-
sularischen Amtsbezirk des Nachbarlands festgesetzt worden ist.

Die vierteljährlichen Zahlen der Kaufkraftzuschläge sind in einen Abschlagssatz umzurechnen, da der Kauf-
kraftausgleich im öffentlichen Dienst nur auf 60 Prozent der Dienstbezüge anzuwenden ist und vergleichbare 
Bemessungsgrundlagen außerhalb des öffentlichen Dienstes in der Regel nicht vorhanden sind. Daher ist der 
Abschlagssatz für Mitarbeitende der Privatwirtschaft wie folgt zu ermitteln:

Zuschlagssatz x 600

1000 + 6 x Zuschlagssatz

Dieser Abschlagssatz ist auf das Monatsentgelt zuzüglich tatsächlich gezahltem Kaufkraftausgleich anzu-
wenden, um den steuerfreien Betrag zu ermitteln. Beträgt das Grundgehalt einschließlich des Kaufkraftaus-
gleichs beispielsweise 10.000 EUR, ergibt sich daher bei einem Kaufkraftzuschlag von 10 ein Abschlagssatz von 
5,66 Prozent, weshalb ein Betrag von 566 EUR steuerfrei berücksichtigt werden kann.
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Fazit
Die Intention des Entwurfs des Steuerfortentwicklungsgesetzes besteht darin, verschiedene 
steuerliche Regelungen zu reformieren und anzupassen, um die Steuerlast gerechter zu vertei-
len und die steuerliche Belastung für Bürger und Unternehmen zu optimieren. 

Ziel der Einführung des neuen Faktorverfahrens in Verbindung mit Steuerklasse IV als Ersatz für 
die bisherige Steuerklassenkombination III/V ist es, dass jeder Ehegatte möglichst seine indivi-
duelle genaue Einkommensteuerlast im Wege der Lohnsteuer vorauszahlt und somit potenzielle 
Einkommensteuernachzahlungen vermieden werden. Zudem werden hierdurch u.a. auch sog. 
Alleinverdiener-Ehen/-Lebenspartnerschaften, die insbesondere auch im Entsendekontext nicht 
selten sind, wenn der Ehe- bzw. Lebenspartner den entsandten Mitarbeiter nach Deutschland 
begleitet, zukünftig im Lohnsteuerabzugsverfahren hinreichend abgebildet.



Bei einer rückwirkenden Erhöhung der Zuschläge im Jahr ist eine Erstattung von zu viel einbehaltenen Lohnsteu-
ern ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe durch Wiederaufrollung der bereits abgeschlossenen Lohnabrechnun-
gen möglich. Bei einer Herabsetzung sind die aktuellen Zuschläge in der ersten Lohnabrechnung zu berücksich-
tigen, die auf die Bekanntgabe folgt.

Die Dynamik eines Global-Mobility-IT-Ecosystems
In den letzten Jahren hat sich die technologische Landschaft rasant weiterentwickelt und immer mehr Daten-
punkte miteinander verknüpft. Die Auswirkungen der Digitalisierung auf einzelne Arbeitsschritte sind sowohl 
vielschichtig als auch komplex. Auch Global-Mobility-Prozesse sind hiervon betroffen, was Unternehmen dazu 
veranlasst, nach Wegen zur Effizienzsteigerung und besserer Transparenz zu suchen. Die Kernfrage lautet daher, 
wie verschiedene Systeme, Stakeholder und Prozesse optimal integriert werden können, um die gesteckten 
Ziele zu erreichen.

Ein robustes IT-Ecosystem, ein Netzwerk aus interagierenden IT-Lösungen, die verschiedene Akteure und Prozess-
schritte miteinander verbinden, ist hier von zentraler Bedeutung. Ein solches Ökosystem integriert eine Vielzahl 
intern genutzter Schlüsseltechnologien aus verschiedenen Unternehmensbereichen harmonisch. Dazu gehören 
interne HRIS- und ERP-Systeme, Workflow-Management-Tools, Global-Mobility-Management-Plattformen, Reise-
kostenabrechnungstools und E-Procurement-Systeme. Ergänzt werden diese durch externe IT-Lösungen unter-
schiedlicher Service Provider, die spezifische Fachthemen abdecken, beispielsweise steuer- und sozialversiche-
rungsrechtliche Aspekte oder Immigration- und Relocation-Prozesse. Im Kern eines solchen IT-Ökosystems 
koexistieren diverse Produkte, wobei jedes seinen entscheidenden Beitrag zum Aufbau eines widerstandsfähigen 
Konstrukts leistet (s. Abb. 1).

Abb. 1 – IT-Ökosystem
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Fazit
Generell hat der Kaufkraftausgleich bei Arbeitnehmenden privater Arbeitgeber geringere 
Bedeutung, da oft bereits eine Steuerbefreiung aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkom-
mens oder Auslandstätigkeitserlasses gegeben ist. Weiterhin setzt die Anwendung voraus, dass 
das Gehalt weiterhin von Deutschland besteuert wird. Der Vorteil liegt daher in der Regel darin, 
dass die Zahlung des Kaufkraftausgleichs nicht dem Progressionsvorbehalt unterliegt.



Die Abstimmung der Systeme und Daten führt zu erhöhter Effizienz, ermöglicht eine verbesserte Kontrolle über 
Daten und Prozesse im Unternehmen, steigert die Transparenz für relevante Stakeholder und reduziert durch 
optimierte Abläufe den manuellen Aufwand. Zudem bietet ein integriertes IT-Ökosystem Echtzeit-Updates, 
beschleunigte Benutzerinteraktionen und umfassende Reporting-Funktionen für verschiedene Geschäftsbe-
darfe. Auch ermöglicht es eine Single Source of Truth – und erzwingt eine Datenbereinigung.

Betrachtet man die aktuelle Entwicklung im Markt, lassen sich die Digitalisierungsreise und die Integration eines 
IT-Ökosystems in vier Phasen unterteilen von der (I) limitierten Digitalisierung über die (II) Basis- bzw. (III) fortge-
schrittene Digitalisierung bis hin zur (IV) marktführenden Digitalisierung (s. Abb. 2). Unabhängig vom Industrie-
zweig durchlaufen Unternehmen diese technologischen Weiterentwicklungsphasen, wobei multinationale Orga-
nisationen derzeit überwiegend in der dritten Phase anzutreffen sind. 

Abb. 2 – Vier Phasen der Digitalisierung und Integration

Zukünftig gilt es, Trends wie Agilität, Innovation und einen menschenzentrierten Ansatz ins Zentrum zu rücken 
und die Zusammenarbeit innerhalb der Geschäftseinheiten zu fördern, damit Mobility-Strategien die allgemei-
nen Geschäftsanforderungen unterstützen. Ein integriertes IT-Ecosystem trägt maßgeblich zur Ausrichtung auf 
diese zukünftigen Trends bei und ermöglicht es Unternehmen, den Digitalisierungsschwerpunkt zu intensivieren 
und Spitzentechnologien wie KI einzubinden.

Selbstverständlich unterstützt Deloitte Sie mit umfangreichem Fachwissen bei all Ihren Fragen rund um das 
Thema IT-Ecosystem!
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Veranstaltung/Thema Datum/Uhrzeit

Webcast 
„Immigration im Fokus: Aktuelle Tipps und Trends“

05. November 2024 / 11:00–11:45

Webcast 
„Dienstreise-Compliance unter dem Blickwinkel der 
EU-Entsenderichtlinie“

07. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
“Das IT-Ecosystem im Mobility-Bereich – Möglichkeiten und 
Herausforderungen bei der Integration von verschiedenen 
Vendoren, IT-Tools und Prozessschritten”

19. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
„Das neue Entgelttransparenzrecht: Gelingt es, das 
Gender Pay Gap zu überwinden? Wir erörtern, welche 
neuen Maßstäbe für Unternehmen gelten und welche 
Verpflichtungen sich aus der der geänderten Rechtslage 
ergeben.“

28. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
„Remote Working aus exotischen Destinationen: Wenig 
Chance, viel Risiko?“

03. Dezember 2024 / 11:00–11:45

Webcast 
„Aktuelle Entwicklung im Bereich Mobility Tax und Lohn-
steuer“

10. Dezember 2024 / 09:15–10:00

Webcast 
„EU Rahmenvereinbarung zur Telearbeit – Erfahrungen, 
Chancen und Risiken“

12. Dezember 2024 / 10:00–10:45
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